Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/14 Rechnungsprifungsamt 14/111/2012

Priufung im Amt fiir Soziales, Arbeit und Wohnen - Seniorenamt -

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Rechnungsprifungsausschuss 22.11.2012 O Beschluss vertagt
Rechnungspriifungsausschuss 13.03.2013 O Beschluss einstimmig angenommen

Beteiligte Dienststellen

Antrag
Der Bericht des Rechnungsprifungsamtes vom 08.10.2012 iber die Prifung im Amt fir Soziales,
Arbeit und Wohnen - Seniorenamt - wird zustimmend zur Kenntnis genommen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Mit der Beratung und Beschlussfassung im Rechnungsprifungsausschuss wird der Prifungs-
bericht verbindlich. Eine schriftliche Stellungnahme wurde nicht abgegeben.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die im Prifungsbericht enthaltenen Prufungsfeststellungen und -empfehlungen sind vom
Amt fUr Soziales, Arbeit und Wohnen - Seniorenamt - umzusetzen und zu beachten

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Steht im pflichtgemaflien Ermessen des Amtes fur Soziales, Arbeit und Wohnen
- Seniorenamt -.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Abstimmung
Beratung im Gremium: Rechnungsprifungsausschuss am 13.03.2013

Protokollvermerk:

1. Die Méglichkeit der ganz oder teilweisen Ubertragung von Aufgaben des Seniorenamtes
auf Trager der freien Wohlfahrtspflege (Ziffer 2.2 des Prifungsberichtes) soll auf Wunsch
der Mitglieder des Rechnungsprifungsausschusses im Seniorenbeirat und im SGA disku-
tiert werden.
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2. Auf Wunsch von Herrn Stadtrat Tellkamp soll ein vom Amtsleiter des Amtes 50 erwahnter
maoglicherweise existierender Beschluss des SGA von Anfang der 90er Jahre zu den Miet-
zuschussen (Ziffer 4.4 des Prifungsberichtes) im nachsten Rechnungsprifungsausschuss
am 04.07.2013 vorgelegt werden.

3. Der Leiter des Amtes 50 hat massiv dariiber Klage geflihrt, dass die Telefonrechnungen
von KommunalBIT deutlich Gberhdht waren. Die Ausschussmitglieder sprechen sich auf
Vorschlag von Herrn Stadtrat Dr. Janik dafir aus, dass die Problematik der Telefongeblh-
renabrechnung (Ziffer 4.5.2 des Prifungsberichtes) nochmals grundsatzlich im HFPA be-
handelt werden soll. Als Grundlage ware von Amt 50 bei eGov/IT-K eine Stellungnahme
einzuholen.

2.2 Ubertragung der Aufgaben auf Triger der Freien Wohlfahrtspflege
1 Aus Sicht der Rechnungspriifung sollte tiberlegt werden, ob eine Ubertragung der Aufgaben des Seniorenamtes
ganz oder teilweise auf einen Trager der Freien Wohlfahrtspflege nicht wirtschaftlicher ware.

Nach Art. 106 Abs. 1 Nr. 4 Gemeindeordnung (GO) soll die Rechnungspriifung insbesondere auch darauf hinwirken, ob
die Aufgaben auf andere Weise wirksamer erledigt werden kénnen. Der absehbare Ubertritt der Abteilungsleitung in den
Ruhestand schafft in dieser Hinsicht neue Gestaltungsmadglichkeiten. Deshalb sollte in diesem Zusammenhang Uberlegt
werden, ob eine Ubertragung der Aufgaben des Seniorenamtes auf einen Trager der Freien Wohlfahrtspflege ganz oder
teilweise mit einem Festzuschuss nicht moglicherweise wirtschaftlicher ware. Denn bereits jetzt bieten die Trager der
Freien Wohlfahrtspflege ebenso ein breites Beratungs- und Betreuungsprogramm flir Seniorinnen und Senioren an. So
werden beispielsweise vom Ortsverein Erlangen-Mitte der Arbeiterwohlfahrt, aber auch vom Kreisverband Erlangen-
Hochstadt des Bayerischen Roten Kreuzes ebenfalls Seniorenreisen und sonstige Veranstaltungen durchgefiihrt. Wei-
terhin besteht zum Beispiel beim Caritasverband Stadt Erlangen kostenlos ein Allgemeiner Sozialer Beratungsdienst.
Einer Ubertragung stehen auch nicht die Bestimmungen zur Altenhilfe nach § 71 SGB XlI entgegen, wenn die Neutralitat
bei der Beratung beispielsweise in Angelegenheiten der Pflege gewahrt wird.

Um es an dieser Stelle zu verdeutlichen: Derartige Erwagungen stellen keine Wertung der engagierten Arbeit des Se-
niorenamtes dar, sondern erfolgen mit Blick auf die kritische Finanzlage, wie sie von der Regierung von Mittelfranken in
der Genehmigung des diesjahrigen Haushalts eingeschatzt wurde.

» Amt 11 zur Kenntnis und zum Weiteren

4.4 Mietzuschiisse an die Ortsvereine der Arbeiterwohifahrt

Die Bewilligungspraxis fur Mietzuschusse fiir Seniorentagesstatten entsprach nicht der Allgemeinen Richtlinie tber die
Bewilligung und Verwendung freiwilliger Zuschiisse der Stadt Erlangen an Dritte (Zuschussrichtlinie). Eine zeitnahe
Anderung dieser Praxis ist daher unbedingt angebracht.

Nach Ziffer 4 Abs. 1 Zuschussrichtlinie diirfen Zuschiisse grundséatzlich nur auf schriftlichen Antrag gewahrt werden,
wenn nach Ziffer 3 Abs. 2 und 3 Zuschussrichtlinie neben anderen Bestimmungen
a) der Zuschussempfanger nachweist, dass seine wirtschaftlichen Verhaltnisse stabil sind und
b) der Zuschuss nachrangig ist, d. h. alle Einnahmen und Reserven des Antragstellers ausgeschopft sind.
Weiterhin werden nach Ziffer 5 Abs. 1 und 2 Zuschussrichtlinie Zuschisse nur durch Bescheid oder in Form eines Ver-
trages mit verschiedenen Bedingungen gewahrt.
Im Einzelnen wurden an die Ortsvereine der Arbeiterwohlfahrt folgende Zuschisse vergeben:
Zuschuss an Ortsverein Erlangen-Mitte der Arbeiterwohlfahrt (AWO-Mitte)
Ab 01.01.2011 wurde die Seniorentagesstatte der AWO-Mitte, Am Anger 2, vom Seniorenamt i. H. v. 6.534,36 € im
Jahr ohne schriftlichen Antrag und formlos fiir dortige Mietkosten bezuschusst. Grundlage dieses Zuschusses bildete
lediglich eine Besprechung mit Vertretern der AWO-Mitte am 27.09.2011.
Zuschuss an Ortsverein Erlangen-Ost der Arbeiterwohifahrt (AWO-Ost)
Gleiches gilt fur den jahrlichen Mietkostenzuschuss fir die Seniorentagesstatte der AWO-Ost in der Drausnickstralle
42 . H.v. 5.691,84 € ab dem Jahr 2011. Fur die Auszahlung dieses Zuschusses sind nur die Auszahlungsanordnung
und ein Erinnerungsschreiben der AWO-Ost vom 10.03.2011 in den Unterlagen enthalten.
Zuschuss an Ortsverein Erlangen-West der Arbeiterwohlfahrt (AWO-West)
Auch der Mietkostenzuschuss an die AWO-West fur die Seniorentagesstatte in der Blichenbacher Anlage 27 i. H. v.
5.521,92 € im Jahr erfolgte nicht richtlinienkonform. Seit dem Jahr 1999 befinden sich fiir die Zuschussvorgange le-
diglich Auszahlungsanordnungen in den Akten, aus denen mitunter noch nicht einmal der korrekte Zahlungsgrund
hervorgeht.
Diese Praxis der Zuschussgewahrung an alle drei Ortsvereine ohne Antrag und ohne Zuschussbescheid entsprach nicht
den oben genannten Bestimmungen der Zuschussrichtlinie und gentigt auch nicht haushaltsrechtlichen Grundsatzen.
Sie ist deshalb kunftig in formeller wie auch in materieller Hinsicht an die Erfordernisse der Zuschussrichtlinie anzupas-
sen. Schlielich ist auch bei glltigen Stadtratsbeschlissen zur Zuschussgewahrung die rechtmaflige Umsetzung zu
gewahrleisten.
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4.5.2 Telefonkosten

Die mitunter hohen monatlichen Festkosten fiir die externen Telefonanschliisse der Seniorenbiiros sollten Gberprift
werden.

Wahrend der Prifung wurde vom Fachbereich bei OBM, OBM/ZV, eGov, KommunalBIT und dem RPA Klage uber zu
hohe Festkosten fir die externen Telefonanschllisse in den Seniorenbiiros gefiihrt. Im Einzelnen wirden die Festkosten,
die von KommunalBIT in Rechnung gestellt wurden, in einer Spanne von 28,82 € bis 70,21 € im Monat liegen. Aus Sicht
der Rechnungspriifung scheint die Klage des Fachbereiches, nach den vorgelegten Abrechnungen zu urteilen, durchaus
berechtigt zu sein. In diesem Zusammenhang ist auch der beharrliche Einsatz der Amtsleitung fir Sparsamkeit zu be-
grufen. Da wahrend der Prifung jedoch keine hinreichende Klarung dieser Angelegenheit herbeigefuhrt werden konnte,
sollte eine Uberpriifung durch das eGovernment-Center erfolgen. Dabei sollten auch die anderen externen Telefonan-
schlusse des Amtes fur Soziales, Arbeit und Wohnen (z. B. Notruf Wéhrmdhle) mit einbezogen werden.

» eGovernment-Center zur Kenntnis und zum Weiteren.

Ergebnis/Beschluss:
Der Bericht des Rechnungsprifungsamtes vom 08.10.2012 ber die Prifung im Amt fir Soziales,
Arbeit und Wohnen - Seniorenamt - wird zustimmend zur Kenntnis genommen.

mit 6 gegen 0 Stimmen

gez. Thaler gez. Liebetruth
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

Seite 3von 3



	OStatus
	Zuständig
	Typ
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	Gremium
	Datum
	Wortprotokoll
	Text
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß

